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Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Bärbel Kofler, Dr. Sascha Raabe, Lothar Binding 
(Heidelberg),  weiterer  Abgeordneter  und  der Fraktion der SPD Für eine bessere Bildungssituation 
weltweit – Drucksache 17/6484 – 
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. – Ich 
höre dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. Ich eröffne die Aussprache und erteile 
Kollegin Bärbel Kofler für die SPD-Fraktion das Wort. 
 
Bärbel Kofler (SPD): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Es ist vom Zeitpunkt her sehr passend, dass wir uns nach der Debatte über Defizite und Versäumnis-
se in der innerdeutschen Bildungspolitik mit der Bildung weltweit auseinandersetzen. Wir als SPD-
Fraktion haben einen Antrag mit dem Titel „Für eine bessere Bildungssituation weltweit“ vorgelegt, mit 
dem wir die Bedeutung des Themas in den Mittelpunkt stellen und die Notwendigkeit des Handelns 
unterstreichen möchten. 
 
Wir sind uns über die Fraktionsgrenzen hinaus in einigen Punkten einig. Diese betreffen die Situa-
tionsbeschreibung. Fast 70 Millionen Kinder weltweit haben keinen Zugang zu Schulbildung und keine 
Möglichkeit, ihr verbrieftes Menschenrecht auf Bildung wahrzunehmen. Das ist ein Skandal und eine 
Schande. Ich glaube, diese Einschätzung teilen wir über die Fraktionsgrenzen hinaus. Wir sind uns 
vielleicht auch in einigen anderen Punkten einig. Handlungsbedarf besteht auf zwei Ebenen.  
 
Ich habe gerade gesagt, dass knapp 70 Millionen Kinder noch keinen Zugang zu Schulbildung haben. 
Deshalb muss, was die Einschulungszahlen betrifft, verstärkt auf der quantitativen Ebene gehandelt 
werden. Es muss aber auch in Qualität investiert werden. Die UNESCO legt uns dazu ganz eindeutige 
Zahlen vor. 
 
Wenn wir nur die universelle Grundbildung sicherstellen wollen – wir sprechen noch gar nicht von gro-
ßen Qualitätssprüngen –, sind 1,9 Millionen Lehrer nötig. Nur dann haben alle Kinder die Möglichkeit 
auf einen Zugang zu Schulbildung. Wir müssen gemeinsam mit unseren Partnerländern in die Lehrer-
ausbildung, aber auch in die Bezahlung der Lehrer investieren. Nur dann, wenn die Bezahlung der 
Lehrer stimmt, werden wir erreichen, dass die Unterrichtszeiten, die in vielen Ländern auf dem Papier 
stehen, tatsächlich eingehalten werden. 
 
Es geht um den Zugang zu Lehrmitteln, um Qualität, um Ausstattung, um Klassenräume. Das sind 
Punkte, die viele Kollegen teilen. Wenn man in den verschiedenen Ländern unterwegs ist, sieht man 
sich oft der Situation gegenüber, dass Schüler zu Hundert in einer Klasse sitzen, dass sich drei Schü-
ler eine Schulbank teilen, dass Schüler am Boden sitzen. Dabei geht es auch darum, ob das, was un-
terrichtet wird, überhaupt aufgenommen werden kann. Das hat viel mit Qualität zu tun. 
 
Ein entscheidender Punkt für uns ist, den Fokus stärker auf die Frage zu richten: Was verhindert 
eigentlich, dass viele Kinder in die Schule gehen können? Einen Punkt möchte ich noch einmal ganz 
deutlich unterstreichen: Kinderarbeit ist eines der größten Hemmnisse für den Schulzugang von  
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Jungen und Mädchen, insbesondere aber – wir haben es heute im Ausschuss gelernt – von Mädchen. 
100 Millionen mehr Mädchen als Jungen müssen Kinderarbeit leisten und werden deshalb noch ein- 
mal explizit benachteiligt, wenn es um den Schulzugang geht. Das Verbot der Kinderarbeit und damit 
auch die Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen sind ganz entscheidend, wenn wir an dieser Stelle 
vorankommen wollen. (Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Weil es bei diesen Themen manchmal harmonisch zugeht und wir gemeinsame Ansätze haben,möch-
te ich zwei Punkte herausgreifen, bei denen ich deutliche Unterschiede sehe oder das Ministerium 
sehr dringend auffordern möchte, bei seiner Strategie nachzubessern. Der erste entscheidende Punkt 
ist das Thema „Mädchen und Frauen“. Ich finde es traurig, dass in der Bildungsstrategie,die vom Mini-
sterium vorgelegt wurde, dem Thema „Mädchen und Frauen“ in keiner Weise adäquat Rechnung ge-
tragen wird. Unter den zehn Punkten, die Sie explizit als Handlungsfelder definieren, gibt es keinen 
einzigen, der sich mit Frauen und Mädchen beschäftigt. (Dr. Christiane Ratjen-Damerau  [FDP]: Das stimmt so 
nicht!) 
 
Das kann so nicht bleiben. (Beifall bei der SPD, der Linken und dem Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Sie hätten heute die Gelegenheit, das zu heilen, indem Sie einfach unserem Antrag zustimmen; denn 
wir legen den Fokus explizit auf das Thema Mädchenbildung, auf das Thema Frauenbildung. Uns ist 
heute im Ausschuss von Expertinnen noch einmal sehr deutlich vorgetragen worden: Es gehen welt- 
weit weniger Mädchen als Jungen zur Schule. Wenn sie zur Schule gehen, gehen sie kürzere Zeit zur 
Schule, absolvieren also weniger Schuljahre. 100 Millionen mehr Mädchen als Jungen – ich habe es 
schon erwähnt – sind von Kinderarbeit betroffen. Die Folge davon ist: Die Armut weltweit ist weiblich. 
Zu 70 Prozent sind von extremer Armut Frauen betroffen. 
 
Wenn wir hier mit unserer Bildungsstrategie eingreifen würden, dann – auch das ist uns heute vom 
Kinderhilfswerk Plan noch einmal sehr deutlich gemacht worden – hätte das positive Auswirkungen 
auf die gesamte Entwicklung der Länder, der Menschen und insbesondere der Frauen, aber auch auf 
die ökonomische Situation der Länder. Wir haben gelernt: Sieben Jahre und mehr Schulbesuch für 
Mädchen hätte positive Effekte auf die Geburtenrate; sie würde sinken. Die Kindersterblichkeit würde 
abnehmen. Das Einkommen der Frauen würde sich ganz deutlich erhöhen. Das Wirtschaftswachstum 
– darauf legt die FDP immer so großen Wert – würde um bis zu 3 Prozent steigen, wenn nur 10 Pro-
zent der Mädchen in den Entwicklungsländern eine Sekundarschule besuchen würden. Diese Zahlen 
muss man sich einmal vor Augen halten und in den Mittelpunkt stellen. Ich verstehe nicht, dass die-
sem wesentlichen und zentralen Punkt in der Strategie keine Aufmerksamkeit geschenkt wird. 
(Beifall bei der SPD) 
 
Manchmal würden einfache Maßnahmen dazu beitragen, dass mehr Mädchen auch die höheren Klas-
sen besuchen. Ich denke etwa an getrennte Schultoiletten für Jungen und Mädchen. Mit ganz einfa-
chen Maßnahmen könnte man manchmal große Erfolge erzielen. 
 
Einen zweiten Punkt wollen wir im Zusammenhang mit der Bildungsstrategie ganz deutlich anmahnen. 
Es geht um die Frage: Was ist eigentlich die Rolle des Staates in der Bildung, und was ist die Rolle 
der Privaten in der Bildung? Wir haben im letzten Jahr in einer Anhörung des Ausschusses zum The- 
ma Millenniumsziele von der Vorsitzenden der Global Campaign for Education, Frau Assibi Napoe, 
gehört: Bildung muss öffentlich und kostenlos sein. – Es geht also darum, staatliche Akteure in ihrer 
Verantwortung zu begleiten, zu unterstützen und zu stärken, damit in den Partnerländern Bildungs-
systeme aufgebaut werden können, die für alle zugänglich sind. Es geht auch darum, das Schulan-
gebot für die Kinder kostenlos zur Verfügung zu stellen. 
 
Wenn ich mir die Punkte der Strategie des BMZ anschaue, stelle ich fest: Zwar wird an der einen oder 
anderen Stelle auf die Verantwortung der staatlichen Akteure verwiesen, aber dass wirklich in einen 
Kontext gestellt wird, wie wir gemeinsam mit den Ländern eine Strategie, auch eine finanzielle Strate-
gie, dazu entwickeln, wie wir vorankommen, sodass die staatliche Kernaufgabe Bildung ernst genom-
men wird, sehe ich in diesem Papier leider nicht. Ich denke, auch da besteht dringender Handlungsbe-
darf, dringender Nachbesserungsbedarf. (Beifall bei der SPD, dem Bündnis 90/Die Grünen und der Linken) 
 
Dieser besteht auch deshalb, weil wir damit Signale in die Partnerländer aussenden. Wenn in einem 
Punkt explizit die Privatindustrie und die privaten Träger als Akteure angesprochen werden, die  
staatlichen aber nicht zumindest in demselben Maße, dann, denke ich, senden wir falsche Signale in  
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die Partnerländer. Das hat natürlich auch etwas mit der Frage zu tun: Wie gehen wir mit einer gemein-
samen Bildungsfinanzierung nicht nur in Deutschland, sondern auch mit anderen Partnerländern um? 
Wenn man sich anschaut, dass in der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise der Bedarf und die 
Finanzanforderungen für den Bereich Bildung explizit gestiegen sind, dann wird auch hieran deutlich, 
dass hier nachgelegt werden muss. Seit 2002 hat sich die internationale Unterstützung für Grundbil-
dung verdoppelt.  
 
Es gibt auch Erfolge in diesem Bereich, wenn es um Einschulungen geht. Aber seit 2008 stagnieren 
diese Zahlen international auf einem Niveau von 4,7 Milliarden Dollar. Im südlichen Afrika sanken die 
Ausgaben für Bildung in den letzten Jahren um 4 Prozent. Das ist, glaube ich, etwas, was wir gemein-
sam so nicht hinnehmen können; denn genau in diesen Regionen ist der erhöhte Bedarf, wenn es um 
einen Zugang zu Bildung für alle geht, ganz evident. (Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich habe daher die dringende Bitte auch an die Bundesregierung, bei der Wiederauffüllung des soge-
nannten Catalytic Funds im Herbst oder Winter dieses Jahres, bei dem es gerade um die Initiative 
„Education for All“, „Bildung für alle“, geht, eine klare Zusage seitens Deutschlands zu machen und 
sich ordentlich zu beteiligen, wie es unseren Möglichkeiten als Staat entspricht, um wirklich Bildung für 
die Ärmsten der Armen in dieser Welt organisieren zu können. 
 
Ich glaube, Bildung international ist ein Bereich, in dem wir viele Gemeinsamkeiten haben. Aber ich 
bitte Sie noch einmal dringend: Denken Sie an die Mädchen! Denken Sie an die staatlichen Akteure! 
Das ist ein ganz zentraler Punkt. Stellen Sie sich auch der Herausforderung der Bildungsfinanzierung! 
Das wären die ganz wesentlichen Punkte. Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/Die 
Grünen) 
 
Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Das Wort hat nun Anette Hübinger  für die CDU/CSU-Fraktion. (Beifall bei der CDU/CSU) 
 
Anette Hübinger (CDU/CSU)  
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Kolleginnen von der 
SPD, ich habe mich eigentlich gefreut, als Ihr Antrag auf meinen Schreibtisch kam. Ich habe gedacht: 
Nun kämpfen wir einmal wieder gemeinsam in der Entwicklungszusammenarbeit für die Bildung. Aber 
leider musste ich feststellen, dass nichts Neues drinstand. Ich muss sagen, irgendwie scheint Ihnen in 
der Opposition der Biss verloren gegangen zu sein; denn all das haben wir in unserem Antrag schon 
aufgeführt. Frau Kofler, wenn ich Sie daran erinnern darf: All das, was Sie jetzt schreiben, steht in 
unserem Antrag drin, (Dr. Bärbel Kofler  [SPD]: Nein!) 
 
- doch! –, und den wollten Sie eigentlich in die Tonne treten. (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
 
Sie haben auch die Gelegenheit verpasst, öffentlich zu den vorgelegten Eckpunkten der neuen Bil-
dungsstrategie des Ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Stellung zu neh-
men und – was noch viel wichtiger ist – durch Ideen den Prozess zur Findung einer neuen Bil-
dungsstrategie, den das Ministerium angestoßen hat, zu unterstützen und zu befruchten. 
 
Stattdessen listen Sie davon losgelöst bekannte Probleme und Herausforderungen im Bildungsbe-
reich von Entwicklungsländern auf. Dazu gehört auch die Mädchenfrage.Aber in dem Weltbankbericht, 
über den gestern in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung berichtet wurde, wird aufgeführt, dass in 45 
Entwicklungsländern heute mehr Mädchen die Sekundarschule besuchen als Jungen  und  dass  in  
60  Entwicklungsländern mehr Frauen die Universität besuchen als Männer. Ich selbst habe auf mei- 
ner Reise gemeinsam mit Hartwig Fischer in Lesotho feststellen können: In den Schulklassen, die uns 
mit Gesang erfreuten, waren fast nur Mädchen. Warum? Weil die Jungen die Schafe hüten mussten.  
 
Bildung in der Entwicklungszusammenarbeit ist ein zentrales Thema der christlich-liberalen Koalition. 
Deshalb haben wir bereits im Herbst des vergangenen Jahres – ich habe es schon erwähnt – einen 
Antrag mit Vorschlägen und Kritikpunkten eingebracht. Bildung ist für uns das zentrale Thema, damit 
die Menschen ihr Leben selbstbestimmt in die Hand nehmen können. Bildung und Wissen sind Nah-
rung für den Aufbau von demokratischen und rechtsstaatlichen Strukturen. Das haben wir nicht zu-
letzt in Nordafrika und in der arabischen Welt in diesem Frühjahr und Frühsommer erlebt. Viele der 
jungen Männer und Frauen, die dort auf die Straße gegangen sind und für Veränderungen und Refor-
men kämpfen und eintreten, gehören zur Bildungselite dieser Länder.  
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Auch deshalb ist es richtig und wichtig, dass wir den Bildungsbereich in der Entwicklungszusammen-
arbeit zu einem Schwerpunkt machen. Dabei müssen wir passgenaue Bildungskonzepte für und mit 
unseren Partnerländern entwickeln und umsetzen, wobei eine Fokussierung auf bestimmte Bereiche – 
sei es auf frühkindliche Bildung, Grund- und Sekundarbildung bis hin zur beruflichen Bildung und dem 
lebenslangen Lernen – in den einzelnen Partnerländern sicherlich zu mehr Effizienz führt. 
 
Gerade weil im Bereich Bildung ein umfassender Ansatz erforderlich ist, ist das Thema Arbeitsteilung 
umso bedeutender. Frau Kofler hat darauf zu Recht hingewiesen. Eine bessere internationale Arbeits-
teilung unter den Gebern muss endlich angegangen werden, und Befindlichkeiten müssen zugunsten 
einer höheren Wirksamkeit von Entwicklungszusammenarbeit zurückstehen. (Beifall bei der CDU/CSU) 
 
Wir als CDU/CSU-Fraktion werden internationale Arbeitsteilung, den sogenannten Code of Conduct, 
weiter vorantreiben. Für unsere Entwicklungszusammenarbeit wird das letztendlich auch heißen, dass 
wir uns aus einigen Bereichen zugunsten anderer Geber zurückziehen und zu mehr Kooperation mit 
anderen Gebern bereit sein müssen. 
 
Ich hoffe sehr, dass wir dabei auf dem High Level Forum IV zur Wirksamkeit der  Entwicklungszusam-
menarbeit in Busan Ende November ein großes Stück vorankommen werden. Die Verringerung der 
Fragmentierung der Entwicklungszusammenarbeit wird für unseren Erfolg entscheidend sein. Gerade 
wir als Europäer stehen in einer besonderen Pflicht. Liebe Kollegen der SPD-Fraktion, da Sie das in 
Ihrem Antrag auch so sehen, hoffe ich, dass wir gemeinsam weiterkommen und Sie uns unterstützen. 
 
Des Weiteren müssen wir im Bildungsbereich unsere Fähigkeiten und Kapazitäten, in denen wir am 
erfolgreichsten sind, ausbauen und so andere Geber ergänzen. Es muss letztendlich darum gehen, 
den Menschen in unseren Partnerländern durch gute und erreichbare Bildungsangebote neue Le-
bensperspektiven zu eröffnen. Deshalb war es auch der richtige Schritt, dass das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung unter Minister Niebel sich dafür entschieden hat, 
den Bildungssektor allgemein zu stärken und die Investitionen für den Bildungsbereich in Afrika – ein 
Kontinent mit vielen Defiziten – bis 2013 zu verdoppeln. (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
 
Die vorgelegten Eckpunkte für eine neue Bildungsstrategie des Bundesministeriums gehen aus unse-
rer Sicht in die richtige Richtung, nämlich einen stärkeren Fokus auf die Qualität der Bildungsangebote 
zu legen sowie eine bedarfsgerechte Ausrichtung und die Berücksichtigung eines ganzheitlichen Bil-
dungsansatzes zu verfolgen. Ein Hauptaugenmerk der neuen Bildungsstrategie mit dem Namen „Mehr 
Bildung. Mehr Wachstum. Mehr Gerechtigkeit.“ ist es, die Qualität von Schulen, Ausbildungsstätten 
und Bildungsangeboten in unseren 58 Partnerländern zu verbessern. Darüber waren sich auch die 
Teilnehmer der Auftaktveranstaltung im März, als der Entwurf der Bildungsstrategie vorgestellt wurde, 
einig. 
 
Denn leider stellen wir immer wieder fest, dass Mädchen und Jungen trotz Schulbesuch oft weniger 
lernen, als sie eigentlich könnten. Einer Studie von 2009 zufolge waren in Indien nur 38 Prozent der 
Viertklässler auf dem Land in der Lage, einen Text auf dem Lernniveau der zweiten Klasse zu lesen. 
In Malawi und Sambia konnten mehr als ein Drittel im sechsten Schuljahr nicht flüssig lesen. 
 
Oft fehlt es an einfachem Lernmaterial; und überfüllte Schulen – Frau Kofler hat es erwähnt – bieten 
keine gute Lernatmosphäre. Hinzu kommt, dass die Qualität der Lehrerausbildung oft nicht ausrei-
chend ist. Abhilfe ist hier dringend geboten und erforderlich. Die ersten Projekte wurden bereits ge-
startet. So wurde beispielsweise die GIZ in Kabul damit beauftragt, das dortige Kabul Mechanical 
Institute, eine Berufsschule mit 100 Lehrern und 1 200 Auszubildenden, zu unterstützen. Die dortigen 
Lehrer erhalten nun ein fundiertes und regelmäßiges Fort- und Weiterbildungsangebot. 
 
Erschreckend ist auch, dass Schulen in vielen Bürgerkriegsländern in Afrika und Asien häufig Ziel von 
Angriffen sind. Die UN-Organisation für Bildung, Wissenschaft, Kultur und Kommunikation registrierte  
im Jahr 2009 in Afghanistan 613 Attacken auf Schulen. Im Nordjemen wurden 220 Schulen bei Käm-
pfen zerstört. 
 
Im Kongo gehen viele Mädchen nicht zum Unterricht, aus Angst, dass sie auf dem Weg zur Schule 
oder in den Klassenräumen von Milizionären überfallen und vergewaltigt werden könnten. 
Vielen Regierungen in den armen Staaten, in den Entwicklungsländern, sind Soldaten wichtiger als 
Lehrer und Schulen nicht so wichtig wie Panzer. 21 Entwicklungsländer geben mehr für Rüstung aus  
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als für die Bildung und für die Schulen. Deshalb muss von den Regierungen der Entwicklungsländer 
immer wieder eingefordert werden, für die Bildung ihrer Bürger zu sorgen. Solange dies von staat-
licher Seite und von staatlichen Stellen ungenügend wahrgenommen wird, müssen private Träger als 
Alternative im Bildungsbereich unterstützt werden. Gerade Kirchen schließen in ganz besonderer 
Weise diese Lücke. (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
 
Zum Schluss möchte ich auf ein weiteres Erfordernis hinweisen. Wir brauchen eine stärkere Analyse 
der Probleme, aber auch von Ergebnissen und Erfolgen, um in der Entwicklungspolitik im Allgemeinen 
wie auch im Bildungsbereich im Besonderen voranzukommen. Auch das hat die Regierung aufgegrif-
fen. Die vom BMZ gewählte Form, gemeinsam mit Hilfsorganisationen, Universitäten, Stiftungen,unab-
hängigen Experten und allen an der Thematik Interessierten eine Strategie zu erarbeiten, ist innovativ 
und bündelt das gesamte Fachwissen.  
 
Ich hoffe, dass viele ihre Ansichten und Meinungen im Bereich Bildung eingebracht haben, und bin auf 
die Vorstellung der Ergebnisse durch das Ministerium gespannt. Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, haben die Chance meines Erachtens nicht so genutzt, wie sie hätte genutzt werden kön-
nen. Ich hoffe aber, dass wir in der Bildung auch zukünftig auf einen guten Konsens kommen, und be-
danke mich für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
 
Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Das Wort hat nunmehr Niema Movasat für die Fraktion Die Linke. (Beifall bei der Linken) 
 
Niema Movasat (Die Linke)  
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Nelson Mandela, der ehemalige Präsident 
Südafrikas, hat einmal gesagt:  
 

Das größte Problem in der Welt ist Armut in Verbindung mit fehlender Bildung. Wir müssen 
dafür sorgen, dass Bildung alle erreicht.  

 
Wo Bildung fehlt, fehlt auch der Ausweg aus Armut, Hunger und Krankheit. Wie man sich etwa vor 
HIV schützen kann, müssen Menschen lernen. Bildung ist dafür existenziell. Deshalb ist Bildung ein 
Menschenrecht. Nur ein Kind, das Bildung erhält, hat als Erwachsener die Chance auf ein selbstbe-
stimmtes Leben. Nur durch Bildung kann es seine Rechte kennenlernen und geltend machen. 72 
Millionen Kinder in den Entwicklungsländern, die heute nicht lesen und schreiben lernen, werden um 
diese Chancen betrogen. Das ist ein unhaltbarer Zustand. (Beifall bei der Linken) 
 
Entscheidend für die Bildungschancen von Kindern sind aus meiner Sicht vier Punkte. Erstens brau-
chen wir Kostenfreiheit. Der vorliegende Antrag der SPD hat den Kern getroffen: gebührenfreier 
Schulbesuch, kostenlose Lernmittel. Ich möchte hinzufügen: keine Studiengebühren. Die große Mehr-
heit der Eltern in den Entwicklungsländern kann es sich schlicht nicht leisten, für den Schulbesuch 
ihrer Kinder zu bezahlen. Wer sagt, er möchte allen Kindern weltweit die Chance auf Bildung geben, 
muss deshalb Ja zur Gebührenfreiheit sagen. (Beifall bei der Linken) 
 
Das muss auch Herr Niebel endlich zur Kenntnis nehmen. Denn der Entwurf einer Bildungsstrategie 
des Entwicklungsministeriums spricht das Problem von Schul- und Studiengebühren nicht einmal an. 
(Zuruf von der Linken: Genau!) 
 
Ich hoffe nicht, dass dies aus irgendwelchen niederen ideologischen Motiven heraus so ist, nach dem 
Motto: Als Koalition sind wir in Deutschland für Studiengebühren; deshalb erteilen wir auch internatio-
nal Gebühren keine klare Absage. Das wäre verantwortungslos Millionen Kindern gegenüber, die 
ohne Zugang zu Bildung sind. (Beifall bei der Linken) 
 
Zweitens. Wir brauchen ein hochwertiges staatliches Schulsystem. In vielen Entwicklungsländern ist 
das Bildungssystem stark privatisiert. Es gibt eine fast schon unüberschaubare Anzahl von privaten 
Trägern. Die Bundesregierung will aber laut dem Konzeptentwurf noch mehr nichtstaatliche Kräfte ins 
Boot holen. So soll die Kooperation mit der deutschen Privatwirtschaft ausgebaut werden. 
 
Ich sage Ihnen noch einmal: Bildung ist ein Menschenrecht. Das Profitinteresse, das Unternehmen  
naturgemäß haben, deckt sich nicht mit dem Erfordernis, allen Menschen Zugang zu Bildung zu 
bieten. Bildung darf nicht von wirtschaftlichen Interessen abhängen. (Beifall bei der Linken) 
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Bildung ist eine öffentliche Aufgabe. Darauf sollte sich die Bundesregierung auch international kon-
zentrieren. Drittens. Wir brauchen echte Bildungspartnerschaften mit den Entwicklungsländern statt 
westlicher Arroganz. Die Bildungsstrategie des Ministeriums zeugt leider nicht von der vielbeschwo-
renen Kommunikation auf Augenhöhe. Sie unterstellt, dass viele Länder schlicht nicht ernsthaft gewillt 
sind, ihren Bildungssektor selbst ausreichend zu finanzieren. Das ist nicht nur eine Unverschämtheit, 
sondern in dieser Absolutheit auch einfach falsch. (Beifall bei der Linken) 
 
Viertens. Falsch ist es insbesondere deswegen, weil spätestens seit dem UNESCO-Weltbildungs-
bericht bekannt ist, dass mehr Geld gebraucht wird. Rund 16 Milliarden US-Dollar fehlen, um das Ziel 
„Bildung für alle“ durchzusetzen. Für diesen Geldmangel sind auch Sie von der Bundesregierung 
verantwortlich. Sie haben das Ziel aufgegeben, bis 2015 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens 
für die Entwicklungszusammenarbeit auszugeben, und dies, obwohl Sie für Bankenrettungen ohne 
Weiteres jederzeit Milliarden zur Verfügung stellen. Das ist ein Armutszeugnis für Ihre Entwicklungs-
zusammenarbeit. (Beifall bei der Linken) 
 
Partnerschaft auf Augenhöhe im Bildungssektor bedeutet nicht, den Partnerländern westliche Lern-
konzepte überzustülpen. Stattdessen müssen wir die Experten aus den Ländern selbst befähigen, 
eigene Konzepte auf Grundlage ihrer Bildungstradition zu entwickeln. Dazu braucht es mehr Budget-
hilfe im Bildungssektor. Wir haben das Vertrauen, dass die Partnerländer am besten wissen, wie man 
das Geld erfolgreich einsetzt. Partnerschaft auf Augenhöhe funktioniert nur durch Vertrauen und nicht 
durch Unterstellung. Danke. (Beifall bei der Linken) 
 
Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Das Wort hat nun Christiane Ratjen-Damerau  für die FDP-Fraktion. (Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

 
Dr. Christiane Ratjen-Damerau (FDP):  
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich freue mich, dass die SPD-Fraktion sich 
unseren Koalitionsvertrag, die Arbeit des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung und die Arbeit der Regierungskoalition zum Vorbild genommen hat. Mit Ihrem Antrag für 
eine bessere Bildung weltweit wiederholen Sie die Arbeit, die wir bereits in den letzten zwei Jahren 
geleistet haben. (Dr. Bärbel Kofler  [SPD]: Schön wär’s!) 
 
Die christlich-liberale Koalition hat die Forderung nach einer weltweit besseren Bildungssituation aus- 
drücklich als einen der Schlüsselsektoren der Entwicklungszusammenarbeit im Koalitionsvertrag fest-
geschrieben. (Beifall bei der FDP) 
 
Ausformuliert haben wir in der Regierungskoalition diese Forderung des Koalitionsvertrages im Juni 
letzten Jahres in dem Antrag „Bildung in Entwicklungs- und Schwellenländern stärken – Bildungsmaß-
nahmen anpassen und wirksamer gestalten“. Verabschiedet wurde der Antrag im November letzten 
Jahres. Sie hätten bereits zu diesem Zeitpunkt die Möglichkeit gehabt, unseren Forderungen zuzu-
stimmen. Die Grünen haben sich der Stimmen enthalten; SPD und Linke stimmten dagegen. (Beifall bei 
der FDP und der CDU/CSU – Dr. Bärbel Kofler  [SPD]: Aus gutem Grund!) 
 
Mädchenförderung, Förderung der beruflichen Bildung, Ausbau der Sekundarschulen und der weiter-
führenden Bildungsangebote, Verbesserung der Qualität der Bildung, Einhaltung der Kernarbeitsnor-
men der Internationalen Arbeitsorganisation etc.: All diese Forderungen finden Sie in unserem Antrag 
ausgeführt. Sie haben der Grund- und Sekundarbildung eine zentrale Stellung in Ihrem Antrag einge-
räumt. Damit  sind Sie genau auf der Linie der christlich-liberalen Koalition.  
 
Grundbildung ist und bleibt ein fundamentales Anliegen für uns. Eine zentrale Frage in den Entwick-
lungsländern ist jedoch: Was wird den Grundschulabgängern als Perspektive geboten? Deshalb 
haben wir schon vor einem Jahr  zusätzlich zur Grundbildung vor allem Anstrengungen in der Sekun-
darbildung gefordert. 
 
Eine große Herausforderung bleibt das Erreichen einer Grundschulbildung für alle Kinder weltweit. 
Aber Sie müssen anerkennen, dass sieben Staaten in Subsahara-Afrika das zweite Millennium-
Entwicklungsziel beinahe erreicht haben. Die Förderung von Sekundarschulen ist deshalb uner-
lässlich. Hier wird noch einiges zu tun sein. In den nächsten zwei Monaten wird der Bundesminister 
die Bildungsstrategie seines Ministeriums vorstellen. (Zuruf von der FDP: Guter Mann!) 
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Christiane Ratjen-Damerau 
 
Der erste Entwurf dieses Strategiepapieres wurde bereits im März dieses Jahres veröffentlicht. Alle 
von Ihnen im vorliegenden Antrag gestellten Forderungen finden Sie im Wesentlichen bereits in 
diesem Entwurf. An einigen Stellen geht der Entwurf des Bundesministeriums über Ihre Forderungen 
hinaus. So erkennt der Minister, dass es in den Entwicklungsländern einer stärkeren Förderung der 
Hochschulbildung bedarf. Außerdem soll die Wirksamkeit der eingesetzten Mittel überprüft und er- 
höht werden. Beides ist richtig. 
 
In der rot-grünen Regierung hatte man bewusst entschieden, keine Mittel für Projekte in der Hoch-
schulbildung bereitzustellen. Wir unterstützen bereits jetzt die Panafrikanische Universität als ein 
Leuchtturmprojekt; andere werden folgen. (Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
 
Trotz des Sparzwangs aller Bundesetats sollen die Bildungsausgaben für Afrika im Vergleich zum 
Jahre 2009 bis zum Jahre 2013 verdoppelt werden. Ebenso wird die Zahl der Partnerländer mit dem 
Schwerpunkt Bildung erhöht. Dies zeigt, welche Bedeutung die christlich-liberale Koalition der welt-
weiten Bildung zumisst. Der Minister hat seit Veröffentlichung des Strategiepapieres in einem trans-
parenten und umfangreichen Prozess Konsultationen mit allen beteiligten Akteuren geführt. Es gab 
darüber hinaus sechs Dialogveranstaltungen zur Diskussion des Entwurfes der neuen BMZ-Bildungs-
strategie. 
 
In unserem Ausschuss waren sich die Vertreter aller Fraktionen mit den Nichtregierungsorganisatio-
nen darüber einig, dass die Mädchenförderung ein größeres Gewicht und eine stärkere Betonung 
erhalten muss. Wir haben dies immer wieder und nachhaltig in unseren Stellungnahmen zum Entwurf 
der Bildungsstrategie deutlich gemacht. Das Ministerium hat bereits Zustimmung dazu signalisiert, die 
Mädchenförderung in der Bildungsstrategie deutlicher hervorzuheben. (Ute Koczy  [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Na, also! Wunderbar! Prima! – Dr. Bärbel Kofler  [SPD]: Die Worte höre ich wohl, allein mir fehlt der Glaube!) 
 
Auch wir bekennen uns dazu, dass in erster Linie der Staat Bildung zur Verfügung stellen muss. Ange- 
sichts stark unterfinanzierter Bildungshaushalte in den Entwicklungsländern und generell knapper 
Mittel spielen die Leistungen der Nichtregierungsorganisationen, Kirchen und Stiftungen jedoch eine 
wichtige Rolle; diese soll ausgebaut werden. (Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Heike Hänsel  [Die Linke]: 
Privatisierung der Bildung nennt man das!) 
 
Die von der Koalition geforderte Verstärkung der Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft sollte nicht  
aus ideologischen Gründen abgelehnt werden. Besonders im Bereich der beruflichen Bildung können  
Unternehmen einen bedeutenden Beitrag leisten. Bildung ist nicht nur ein entscheidendes Feld in der 
Entwicklungspolitik, sondern auch ein Menschenrecht. Unser Antrag aus dem letzten Jahr und die 
kommende Bildungsstrategie aus dem Ministerium bilden den besten Weg, um Bildung als Menschen-
recht durchzusetzen. 
 
Es freut mich außerordentlich, dass Sie das nach so langer Regierungszeit, in der Sie das BMZ ge-
führt haben, nun genauso sehen wie wir. Sie stimmen sogar bei der Frage der Umsetzung der Ziele im 
Großen und Ganzen mit Union und FDP überein. Lassen Sie uns daher gemeinsam an einer Verbes-
serung der Zukunftschancen von Menschen in Entwicklungsländern arbeiten. (Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 
 
Wir können Ihrem Antrag jedoch nicht zustimmen; denn wir haben vieles von dem, was Sie in Ihrem 
Antrag fordern, bereits erreicht. (Dr. Bärbel Kofler  [SPD]: „Bereits erreicht“? – Niema Movassat  [Die Linke]: Sie haben 
die Strategie doch gerade erst vorgelegt! Da können Sie doch noch nichts erreicht haben!)  
 
Danke schön. (Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Als letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt hat die Kollegin Ute Koczy vom Bündnis 90/Die 
Grünen das Wort. 
 
Ute Koczy (Bündnis 90/Die Grünen):  
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Warum muss man eigentlich immer 
noch auf die Bedeutung der Bildung hinweisen? Ist das nicht längst ein Selbstläufer? Wir kennen die 
Antwort: Nein, Bildung ist kein Selbstläufer; sie ist und bleibt ein Politikum. Wir vom Ausschuss für 
Entwicklungszusammenarbeit wissen: Wenn wir die Bildungsziele wirklich bis 2015 erreichen wollen, 
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dann müssen massiv Mittel nachgelegt werden. Frau Kollegin Ratjen-Damerau, das ist – anders als 
Sie es ganz am Ende Ihrer Rede gesagt haben – noch nicht erreicht. Da muss noch viel mehr kom- 
men; deswegen diskutieren wir heute darüber. (Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und bei der SPD) 
 
Das BMZ hat im März dieses Jahres eine Bildungsstrategie vorgelegt, doch sie verdient den Namen 
„Strategie“ nicht wirklich; denn es bleibt unklar, durch welche Maßnahmen die Ziele erreicht und wie 
diese finanziert werden sollen. Es gibt keine Indikatoren und keine konkreten Zahlen. Auch im Hinblick 
auf die Ziele der Strategie stellen wir fest, dass wesentliche Elemente fehlen. Jetzt haben wir gehört, 
dass nachgebessert wird; denn – man höre und staune – das Ministerium hat vergessen, das Gender 
Gap zu thematisieren. Mädchen- und Frauenförderung ist – das wird wahrscheinlich noch bis zum 
Herbst so sein – kein eigenständiges Ziel der BMZ-Bildungsstrategie. Deswegen hat die SPD recht, 
wenn sie das kritisiert. (Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und bei der SPD) 
 
Ich frage: Wie will das Ministerium ohne ein solches Bekenntnis dafür sorgen, dass Mädchen und 
Frauen gefördert werden? Diese Chance ist vertan worden. Es freut mich natürlich, zu hören, dass 
das BMZ an dieser Stelle nachbessern will; denn wir brauchen eine klare Genderperspektive im 
Bildungssektor. 
 
Dieses Problem besteht nicht nur in der Grundbildung, sondern setzt sich in der Sekundarbildung fort. 
Wir sehen, dass das BMZ Wert auf die Grundbildung legt. Es legt auch Wert auf Hochschulbildung 
und Wissenschaft. Der Fokus wird aber nicht auf die Sekundarbildung gerichtet. Das heißt, dass auch 
hier massiv nachgebessert werden muss. Ich erwarte vom Ministerium, dass auch diese eklatanten 
Mängel ausgebessert werden. 
 
Ein weiterer Punkt: Es fehlt der Bezug zur FastTrack-Initiative. In der Bildungsstrategie des BMZ wird 
angekündigt, dass Deutschland diese Reform vorantreiben will. Das ist angesichts der strukturellen 
Schwächen und Verschleißerscheinungen der Fast-Track-Initiative natürlich zu begrüßen. Klar ist aber 
auch, dass es finanzielle Engpässe gibt. In der Strategie findet man aber nichts darüber, wie man im 
Rahmen des Haushaltsentwurfs diese Lücken schließen will. Das kritisieren wir.  
 
Anfang September, anlässlich des Weltbildungstages, konnten wir von Minister Niebel hören,Deutsch-
land sei der zweitgrößte Geber im Bildungsbereich. Gucken wir doch einmal genauer hin: Kommt die 
Bundesregierung ihren internationalen Verpflichtungen tatsächlich nach? 
 
Wir stellen fest, dass ein großer Teil der deutschen ODA-Quote aus Studienplatzkosten für Studie-
rende aus Entwicklungsländern besteht. Das begrüßen wir zwar grundsätzlich; das heißt aber auch, 
dass dieses Geld nicht in die eigentliche Bildungsförderung geht. Das ist falsch. Das ist verkehrt. 
(Hartwig Fischer  [Göttingen]  [CDU/CSU]: Das ist doch falsch! Das ist doch Bildung! Da werden doch Leute ausgebildet!) 
 
Zum Antrag der SPD: Sie hätten aus den zuvor genannten Gründen in Ihrem Antrag deutlicher Kritik  
an der Bildungsstrategie des BMZ üben können. Das ist aber kein Grund, den Antrag jetzt abzuleh-
nen. Weil wir hinsichtlich Analyse und Forderungen übereinstimmen, werden wir zustimmen. Der 
Zugang zu Bildung weltweit und insbesondere die Qualität der Bildung müssen verbessert werden. Da 
sind wir uns, glaube ich, einig. Sie müssen aber mehr für die Mädchen und die Frauen tun. Im Aus-
schuss wurden heute Morgen einige Beispiele aus der Praxis genannt, zum Beispiel getrennte 
Schultoiletten. Es wurde auch darauf hingewiesen, dass – es war erschreckend, das festzustellen – 
die Menstruation ein Hindernis für die Mädchen darstellt, die Sekundarschule zu besuchen, weil sie 
keine Möglichkeit haben, in diesem Zustand in die Schule zu gehen. Es gibt Vorschläge, wie man 
dieses Problem lösen kann. 
 
Sie sehen: Es gibt viele Chancen, mehr zu tun. Fakt ist: Wir müssen sie nutzen. Packen Sie es an! An 
das BMZ gerichtet, sage ich: Im Herbst haben Sie noch eine Chance. Setzen Sie das, was Sie ver-
sprochen haben, auch um. Danke. (Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und bei der SPD) 
 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich schließe die Aussprache.  
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf Drucksache 17/6484 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann ist 
die Überweisung so beschlossen. 


